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Leitsätze Die Delfintherapie ist keine ausreichend

erprobte Heilmethode für die Behandlung
von erwachsenen Schädel-Hirn-Patienten.

Normenkette § 26 Abs 1 SGB VII
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§ 34 Abs 1 SGB X

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 295/03
Datum 14.03.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch des KlÃ¤gers auf Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer Delphintherapie in den USA.

Der im Jahre 1979 geborene KlÃ¤ger absolvierte ab Oktober 1996 eine Lehre als Kfz-
Mechaniker. Am 15.10.1997 erlitt er auf der Fahrt mit dem Pkw von seiner
Arbeitsstelle nach Hause einen Verkehrsunfall. Hierbei zog er sich ein SchÃ¤del-
Hirntrauma Grad III mit frontobasaler SchÃ¤delfraktur und
linksparietoâ��temporaler Blutung, 4,3Ã�4,7 cm, ein ausge-prÃ¤gtes HirnÃ¶dem
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sowie eine Thoraxkontusion zu.

Da der KlÃ¤ger wegen eines apallischen Syndroms mit rechtsbetonter spastischer
Tetrapare-se, neurogener SchluckstÃ¶rung und schweren kognitiven Defiziten nicht
mehr in der Lage war, seine Angelegenheiten selbst zu besorgen, bestellte das
Amtsgericht Dresden mit Be-schluss vom 23.10.1997 seine Muter, Frau P. L., zur
Betreuerin.

Vom 07.11.1997 bis 26.10.1998 befand sich der KlÃ¤ger zur
FrÃ¼hrehabilitationsbehandlung in der AHB-Klinik fÃ¼r neurologische Rehabilitation
in Pulsnitz. Im Laufe dieser Reha-Behandlung erfolgte die Mobilisation im Aktiv-
Rollstuhl, die DekanÃ¼lierung und Oralisie-rung des KlÃ¤gers. Zum
Entlassungszeitpunkt bot er eine spastische rechtsbetonte Tetrapa-rese sowie ein
schweres Residualsyndrom.

GestÃ¼tzt auf Gutachten von Dr. K. und Prof. Dr. R. vom Klinikum N. gewÃ¤hrte die
Beklag-te dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 11.08. 1999 ab dem 14.04.1999 eine
Verletztenrente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 100 v.H.
Daneben erhielt der KlÃ¤ger Pflegegeld (Bescheid vom 11.08.1999) und diverse
Reha-Leistungen.

Mit Schriftsatz vom 25.11.2001 beantragte die Betreuerin des KlÃ¤gers u.a. die
teilweise Abfindung der Verletztenrente in einer HÃ¶he von 30 v.H. und teilte mit,
dass sie bezÃ¼glich einer Delphintherapie in den USA nachgefragt habe, und es
durchaus mÃ¶glich sei, im Jahre 2002 einen Therapieplatz fÃ¼r die gesamte Familie
zu erhalten. Auch diesbezÃ¼glich werde um schnellst mÃ¶gliche Bearbeitung
gebeten.

Im Anschluss an eine akut stationÃ¤re Behandlung zur neurologischen
Intervallrehabilitati-on im Zeitraum vom 19.09.2002 bis 02.11.2002 teilten die
behandelnden Ã�rzte des Thera-pie-Zentrum B. der Beklagten mit, dass der KlÃ¤ger
aufgrund der ausgeprÃ¤gten neurologi-schen Defizite und der sich hieraus
ergebenden funktionellen EinschrÃ¤nkungen auf Dauer einer vollstÃ¤ndigen und
umfassenden pflegerischen sowie medizinischen Versorgung be-dÃ¼rfe. Im Hinblick
auf die bestehende posttraumatische Epilepsie kÃ¶nne es auch bei regel-mÃ¤Ã�iger
exakter Medikamenteneinnahme zu wiederholt auftretenden epileptischen AnfÃ¤l-
len kommen, so dass die Gefahr rezidivierender Infektionen, Aspiration oder auch
Hypo-xien bei erneuten AnfÃ¤llen bestÃ¼nde. Da sich der Erkrankungsverlauf in
den zurÃ¼ckliegen-den Jahren nicht verschlechtert habe, gehe man von einer
Mindestlebenserwartung von 10 Jahren oder darÃ¼ber hinaus aus, wenn es
gelÃ¤nge, die AnfallshÃ¤ufigkeit und das An-fallsausmaÃ� zu reduzieren. Zur
Erhaltung der erreichten LeistungsfÃ¤higkeit werde eine Wiederholung der
Intervallrehabilitation in ein- bis zweijÃ¤hrigen AbstÃ¤nden empfohlen.

AnlÃ¤sslich einer Besprechung mit der Berufshelferin wies die Betreuerin des
KlÃ¤gers am 18.12.2002 nochmals darauf hin, dass man beabsichtige, in der Zeit
vom 05.05.2003 bis 23.05.2003 eine Delphintherapie in Florida wahrzunehmen. Die
MaÃ�nahme sei bereits gebucht und bestÃ¤tigt. Mit Schriftsatz vom 20.02.2003
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legte der KlÃ¤ger insoweit eine Kos-tenaufstellung in HÃ¶he von 14.951,06 EUR vor.

Auf RÃ¼ckfrage des Beklagten hin teilte die Diplompsychologin S. von der
UniversitÃ¤tskli-nik W. mit, dass sie an einem Forschungsprojekt zur
Delphintherapie teilnehme. Kleine Verbesserungen der KommunikationsfÃ¤higkeit
seien bei Anwendung dieser MaÃ�nahme mÃ¶glich, wobei der wissenschaftliche
Beweis einer entsprechenden Wirkung derzeit noch nicht erbracht werden kÃ¶nne.

Mit Schreiben (Bescheid) vom 01.04.2003 teilte daraufhin die Beklagte der
Betreuerin des KlÃ¤gers mit, dass eine Kostenbeteiligung oder Ã�bernahme an der
geplanten Delphinthera-pie nicht erfolgen kÃ¶nne. Hierbei handle es sich nicht um
ein anerkanntes Heilverfahren.

Dem widersprach der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 06.04.2003. Von der
Berufshelferin sei angeboten worden, dass die Kosten der Delphintherapie in HÃ¶he
der Kosten der sonst Ã¼bli-chen jÃ¤hrlichen KurmaÃ�nahme Ã¼bernommen
werden kÃ¶nnten. Daraufhin hÃ¤tte man sich zu der Delphintherapie entschlossen.
Im Ã�brigen seien Beispiele bekannt, wo diese Therapie zu kleinen Verbesserungen
gefÃ¼hrt hÃ¤tte.

Im Widerspruchsverfahren holte die Beklagte gutachtliche Stellungnahmen von
Prof. Dr. R. und Dr. Dr. W. ein. Diese gelangten zu der EinschÃ¤tzung, dass mit an
Sicherheit gren-zender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen sei, dass die
Lebenserwartung des KlÃ¤gers innerhalb der nÃ¤chsten 10 Jahre nicht wesentlich
reduziert sei. Die in den USA konzipierte so genannte Delphintherapie gehÃ¶re nicht
in die von der Neurotraumatologie allgemein akzeptierten Behandlungsmethoden
bei SchÃ¤del-Hirn-Patienten. Diese Behandlungsme-thode sei sogar als potentiell
schÃ¤dlich anzusehen. Zudem sei die Delphinbehandlungsme-thode primÃ¤r fÃ¼r
hochgradig wahrnehmungs- und kommunikationsgestÃ¶rter Kinder konzi-piert
worden. Nach Beiziehung des Abschlussberichtes der Delphintherapie holte die Be-
klagte eine weitere ergÃ¤nzende gutachtliche Stellungnahme von Prof. Dr. R. ein.
Dieser zeigte auf, welche BehandlungsmÃ¶glichkeiten bei einem apallischen
Syndrom mit entspre-chenden schwerem Psychosyndrom und rechtsbetonter
Tetraspastik bestÃ¼nden. Eine Del-phintherapie kÃ¶nne schon wegen der fÃ¼r den
Betroffenen ungewohnten Einwirkungen nicht empfohlen werden.

Mit Widerspruchsbescheid vom 25.09.2003 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤-gers zurÃ¼ck. Durch fachÃ¤rztliche Stellungnahmen hÃ¤tte sich ergeben, dass
die durchgefÃ¼hr-te Delphintherapie keine adÃ¤quate Behandlung fÃ¼r die
bestehenden Unfallfolgen darstelle.

Mit der am 23.10.2003 erhobenen Klage verfolgt die KlÃ¤gerin ihr Begehren auf
Ã�bernah-me der entstandenen Kosten fÃ¼r die Delphintherapie weiter. Da ihm die
Wasserbehandlun-gen im Therapiezentrum B. und im heimischen Bereich immer
gut bekommen seien, habe man auch im Vertrauen auf die Zusage der
Berufshelferin der Beklagten die Delphinthe-rapie gebucht.

Der KlÃ¤ger beantragt daher sinngemÃ¤Ã�,
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den Bescheid der Beklagten vom 01.04.2003 in der Gestalt des Widerspruchsbe-
scheides vom 25.09.2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, die Kosten
fÃ¼r die durchgefÃ¼hrte Delphintherapie in HÃ¶he von insgesamt 16.675,48 EUR
zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie trÃ¤gt vor: Im Rahmen der gesetzlichen MÃ¶glichkeiten seien dem KlÃ¤ger
jÃ¤hrlich Kur-maÃ�nahmen bewilligt worden. Die durchgefÃ¼hrte Delphintherapie
stelle jedoch keine adÃ¤-quate Behandlung fÃ¼r die bestehenden Unfallfolgen dar.
Dies ergebe sich nicht zuletzt aus den Beurteilungen von Dr. Dr. W. und Prof. Dr. R
â�¦ Eine Zusage bezÃ¼glich der Kosten-Ã¼bernahme sei durch die Berufshelferin
nicht erfolgt und hierfÃ¼r fehle auch jegliche Rechtsgrundlage.

Das Gericht hat nach Beiziehung von Befundberichten und eines Manuskripts von
Dr. B. zum Forschungsprojekt Delphintherapie an der UniversitÃ¤t W. ein
neurologisches Sachver-stÃ¤ndigen-Gutachten in Auftrag gegeben. Hierzu und
wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Beklagten, die vorgelegen hat, Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte durch Gerichtsbescheid gem. Â§ 105 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) entscheiden, da der Sachverhalt geklÃ¤rt war und die Sache keine
besonderen Schwierigkei-ten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufwies. Die
Beteiligten wurden hierzu angehÃ¶rt.

Die Klage ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat gegenÃ¼ber der
Beklagten keinen Anspruch auf die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die
Delphintherapie in den USA.

Nach Â§ 26 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VII â�� SGB VII â�� haben Versicherte nach
MaÃ�gabe der folgenden Vorschriften und unter Beachtung des Neunten Buches
Anspruch auf Heilbe-handlung einschlieÃ�lich Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation, auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der
Gemeinschaft, auf ergÃ¤nzende Leistungen, auf Leistungen bei
PflegebedÃ¼rftigkeit sowie auf Geldleistungen.

In der gesetzlichen Unfallversicherung gilt wie in anderen
Sozialversicherungsbereichen â�� jedenfalls auf dem Gebiet der Rehabilitation â��
das Sachleistungsprinzip, d.h. der Unfall-versicherungstrÃ¤ger hat die zur
Heilbehandlung bzw. beruflichen Wiedereingliederung erforderlichen MaÃ�nahmen
grundsÃ¤tzlich als Sachleistung bzw. Naturalleistung zu gewÃ¤h-ren; ein
unmittelbarer Kostenerstattungsanspruch gegen den UnfallversicherungstrÃ¤ger
fÃ¼r eine selbst beschaffte Rehabilitationsleistung ist in der Regel nicht gegeben
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(vgl. Bundes-sozialgericht â�� BSG â�� SozR 3-2200 Â§ 557 Nr. 1; Brackmann,
Handbuch der Sozialversi-cherung, 11. Auflage, S. 566 f.). Das Sachleistungsprinzip
fÃ¼r die Leistungen der gesetzli-chen Unfallversicherung zur Heilbehandlung und
Rehabilitation wird nunmehr durch Â§ 26 Abs. 4 Satz 2 SGB VII eigens normiert;
Ausnahmen sollen nur dann gelten, wenn dies im SGB VII ausdrÃ¼cklich
vorgesehen ist.

Eine Kostenerstattung fÃ¼r selbst beschaffte Leistungen zur Heilbehandlung und
Rehabilita-tion findet allein unter den Voraussetzungen des entsprechend
anwendbaren Â§ 13 Abs. 3 des FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) statt.
Weitere Ausnahmen vom Sachleis-tungsprinzip, welche die Rechtsprechung des
BSG zu vor In-Kraft-Treten des SGB V gel-ten Recht zulieÃ�, lÃ¤sst der insoweit
eindeutige Gesetzeswortlaut nicht zu (BSG SozR 3-2500 Â§ 13 Nr. 15). Bereits vor In-
Kraft-Treten dieser unmittelbar nur fÃ¼r die gesetzliche Krankenversicherung
geltenden Vorschrift wurde in diesem vom Sachleistungsprinzip ge-prÃ¤gten
Sozialversicherungszweig ausnahmsweise ein Anspruch auf Erstattung der Kosten
selbst beschaffter Leistungen zuerkannt, wenn der SozialversicherungstrÃ¤ger die
Leistun-gen zu Unrecht verweigert hatte oder aus anderen GrÃ¼nden eine
unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen konnte. Dies galt
entsprechend fÃ¼r alle Sozialversicherungs-zweige, soweit in ihnen â�� wie auch in
der gesetzlichen Unfallversicherung â�� Sozialleistun-gen als Sachleistungen zu
erbringen waren. DemgemÃ¤Ã� hat das BSG den Â§ 13 Abs. 2 bzw. Abs. 3 SGB V
analog fÃ¼r den Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung angewandt, da hier
eine RegelungslÃ¼cke hinsichtlich der Kostenerstattung besteht, die diese
Vorschrift sachgerecht ausfÃ¼llt (SozR 3-2200 Â§ 557 Nr. 1). FÃ¼r eine weitere
Ausdehnung des Kosten-erstattungsanspruches ist kein Raum.

Die Voraussetzungen des entsprechend anwendbaren Â§ 13 Abs. 3 SGB V sind
vorliegend nicht gegeben. Danach kommt eine Kostenerstattung in der gesetzlichen
Unfallversiche-rung hinsichtlich einer selbst beschafften Leistung nur dann in
Betracht, wenn der Unfall-versicherungstrÃ¤ger (1.) eine unaufschiebbare Leistung
nicht rechtzeitig erbringen konnte oder wenn er (2.) eine Leistung zu Unrecht
abgelehnt hat. ZusÃ¤tzlich muss ein Kausalzu-sammenhang zwischen dem die
Haftung begrÃ¼ndenden Umstand (bei der Alternative 1: UnvermÃ¶gen zur
rechtzeitigen Leistung; bei der Alternative 2: rechtswidrige Ablehnung) und dem
Nachteil des Versicherten (Kostenlast) bestehen (vgl. BSGE 79, 125, 126 f.). Im
vorliegenden Fall kommt als Anspruchsgrundlage des KlÃ¤gers allein die 2.
Alternative des Â§ 13 Abs. 2 SGB V in Betracht, denn bei der hier in Frage
stehenden Delphintherapie han-delte es sich nicht um eine unaufschiebbare Sach-
bzw. Dienstleistung im Sinne der 1. Al-ternative. Es sind insbesondere keine
GrÃ¼nde ersichtlich, die das Abwarten einer Entschei-dung der Beklagten fÃ¼r den
KlÃ¤ger als unzumutbar hÃ¤tte erscheinen lassen.

Die Voraussetzungen fÃ¼r einen Kostenerstattungsanspruch nach der 2. Alternative
des Â§ 13 Abs. 3 SGB V sind jedoch ebenfalls nicht gegeben. Dabei kann
dahinstehen, ob die Be-klagte im Zeitraum von der Antragstellung auf Beteiligung
an den Kosten der Delphinthe-rapie (20.02.2003) bis zum Zeitpunkt des Beginns der
Therapie am 05.05.2003 Ã¼berhaupt eine angemessene Zeitspanne fÃ¼r die

                               5 / 7

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%20557%20Nr.%201
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/26.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20§%2013%20Nr.%2015
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%20557%20Nr.%201
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2079,%20125
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html


 

anzustellenden Ermittlungen und ErwÃ¤gungen hatte. Jedenfalls wurde die
Beteiligung an den Kosten der Delfintherapie nicht rechtswidrig ab-gelehnt.

GemÃ¤Ã� Â§ 26 Abs. 4 Satz 1 SGB VII haben QualitÃ¤t und Wirksamkeit der
Leistungen zur Heilbehandlung und Rehabilitation dem allgemein anerkannten
Stand der medizinischen Wissenschaft zu entsprechen und den medizinischen
Fortschritt zu berÃ¼cksichtigen. Daraus folgt, dass nicht ausreichend erprobte
Heilmethoden jedenfalls dann nicht anzuwenden sind, wenn im Einzelfall Erfolg
versprechende Methoden zur VerfÃ¼gung sehen (vgl. zu dieser Problematik
ausfÃ¼hrlich Keller, Sozialgerichtsbarkeit 2000 459, 463).

Nach dem Gesamtergebnis der Beweiserhebung ist jedoch festzustellen, dass es
sich bei der Delphintherapie um eine noch nicht ausreichend erprobte Heilmethode
handelt und zudem andere Erfolg versprechende Methoden zur VerfÃ¼gung stehen.

Der medizinische SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. R. hat in seinem Gutachten vom
19.09.2004 in Verbindung mit der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 21.11.2004
ausgefÃ¼hrt, dass sich bei der klinisch-neurologischen Untersuchung des KlÃ¤gers
eine ausgeprÃ¤gte rechtsbetonte spastische Hemiparese und eine fast komplette
globale Aphasie mit einer geringen sensori-schen Restfunktion gefunden habe,
wobei eine hochgradige Antriebsminderung imponiert habe. BezÃ¼glich der
Wirksamkeit der Delphintherapie auf VerhaltensstÃ¶rungen bei geistig behinderten
Kindern (Autismus, geistige Behinderung) gÃ¤be es erste empirische Hinweise.
FÃ¼r Erwachsene lÃ¤ge keine einzige empirische Untersuchung vor. Aus
medizinischer Sicht sei nicht zu erwarten oder wahrscheinlich, dass eine
Behandlung bzw. RehabilitationsmaÃ�-nahme in Form der angebotenen
Delphintherapie die speziellen gesundheitlichen Ein-schrÃ¤nkungen und
BeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers bessern oder mildern kÃ¶nnte. Im Hin-blick auf
die Schwere der hirnorganischen SchÃ¤digung sei mit einer relevanten Besserung
der Symptomatik nicht mehr zu rechnen. Durch Therapieformen wie Physiotherapie
zum Training der Motorik und LogopÃ¤die zum Ausbau der minimalen sensorischen
Sprachleis-tungsfÃ¤higkeit kÃ¶nnten aber noch leichte Verbesserungen erzielt
werden. Mit dieser Ein-schÃ¤tzung sieht sich der medizinische SachverstÃ¤ndige in
Ã�bereinstimmung mit den Aus-fÃ¼hrungen in den gutachtlichen Stellungnahmen
aus dem Verwaltungs- und Vorverfahren.

So hatte insbesondere der Facharzt fÃ¼r Nervenheilkunde und physikalische-
rehabilitative Medizin Dr. Dr. W. in seinem Gutachten vom 09.07.03 darauf
hingewiesen, dass die in den USA konzipierte so genannte Delphintherapie nicht in
die von der Neurotraumatologie allgemein akzeptierten
BehandlungsmÃ¶glichkeiten bei SchÃ¤del-Hirn-Patienten gehÃ¶re. Diese Therapie
sei primÃ¤r fÃ¼r hochgradig wahrnehmungs- und kommunikationsgestÃ¶rte Kinder
konzipiert worden und sei fÃ¼r Behandlungen junger Erwachsener nicht zu empfeh-
len.

Den beigezogenen Unterlagen Ã¼ber das Forschungsprojekt "Delphintherapie" an
der Uni-versitÃ¤t W. lieÃ� sich nichts anderes entnehmen. Auch dieses Projekt zielt
ausschlieÃ�lich auf die Erforschung der BehandlungsmÃ¶glichkeit von hochgradig
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kommunikations- und kon-taktgestÃ¶rten Kindern durch die Delphintherapie.
Zudem hatte bereits gegenÃ¼ber der Be-klagten eine Mitarbeiterin an diesem
Projekt, Frau Dipl.-Psychologin S. eingerÃ¤umt, dass es sich bei der Delphintherapie
um eine noch nicht ausreichend erprobte Heilmethode handle.

Auch der Vortrag des KlÃ¤gers, dass ihm durch die Berufshelferin der Beklagten
Beteili-gung an den Kosten der Therapie zugesagt worden sei, vermag seinen
Anspruch nicht zu untermauern. Auch wenn diese Zusage gemacht worden wÃ¤re
und die QualitÃ¤t einer Zusi-cherung gehabt hÃ¤tte, hÃ¤tte es zu ihrer Wirksamkeit
der schriftlichen Form bedurft (Â§ 34 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch X).

Mangels eines Anspruches des KlÃ¤gers auf Kostenerstattung war daher die Klage
zurÃ¼ck-zuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 13.05.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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